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Deich-Urteil: Landwirte sind geknickt

VON NADINE KLOSE

Um was geht es beim Streit um den
Deich-Neubau?
Die Struktur- und Genehmigungsdi-
rektion (SGD) Süd als zuständige Be-
hörde des Landes Rheinland-Pfalz er-
höht und ertüchtigt seit Jahren die
Deiche entlang des Rheins, um das
Hinterland vor einem statistisch gese-
hen alle 200 Jahre auftretenden Hoch-
wasser zu schützen. Der 1,85 Kilome-
ter lange Deichabschnitt zwischen
Reffenthal und Kollerstraße bei Otter-
stadt ist einer der wenigen, der noch
nicht ausgebaut wurde.

Wo sind die Knackpunkte?
Der Deich-Abschnitt liegt in einem
Vogelschutz- sowie Flora-Fauna-Ha-
bitat (FFH)-Gebiet. Auf ihm wachsen
„magere Flachland-Mähwiesen“ und
„naturnahe Kalk-Trockenrasen“, die
als besonders schützenswert gelten.
Das Bundesnaturschutzgesetz und
EU-Recht verbieten, den Deich wegen
der schützenswerten Pflanzen an
gleicher Stelle zu erhöhen, wenn es
eine Alternative wie den Neubau gibt.
Dieser Neubau ist umstritten.

Warum sind die Pläne umstritten?
Der vom Land aufgrund der Natur-
schutzgesetzgebung forcierte Deich-
Neubau entlang des Wiesenwegs
wird von Landwirten kritisiert. Denn
durch den Neubau werden rund 15
Hektar wertvolles Ackerland zwi-
schen altem und neuem Deich einge-
schlossen. Es entsteht ein Kessel. Die
Landwirte fürchten, dass darin andere
kleinklimatische Bedingungen herr-
schen, Frostschäden zunehmen, es
vermehrt dort und anderswo zu
Druckwasserschäden kommt, ihre
Äcker an Wert verlieren und Ernte-
Einbußen drohen. Das Land hat zuge-
sagt: Schäden, die durch den neuen
Deich entstehen, sollen die Landwirte
geltend machen dürfen. Sie erklären
allerdings, dass es schwer zu bewei-
sen sei, dass Ernte-Einbußen auf den
neuen Deich zurückzuführen sind.

Warum hat das so lange gedauert?
Das Oberverwaltungsgericht in Ko-
blenz sprach von einer langen Vorge-
schichte, die das Deich-Neubau-Pro-
jekt hat. Erste Pläne seien im Jahr
2007 entstanden. Das Planfeststel-
lungsverfahren lief seit 2009. Im Jahr
2017 erging der Planfeststellungsbe-
schluss, der das Projekt auf den Weg
bringen sollte.

Die Landwirte und damals noch die
Ortsgemeinde Otterstadt wehrten
sich jahrelang juristisch gegen das
Vorhaben. Sie wollten, dass der Deich
auf seiner bisherigen Linie ertüchtigt
wird. Einen Erfolg konnten die Ge-
meinde und die Landwirte verbu-
chen, als das Oberverwaltungsgericht
im Jahr 2019 erhebliche rechtliche Be-
denken gegen den geplanten Deich-
neubau äußerte und die SGD Süd auf-
forderte, die Pläne zu überarbeiten
und vor allem die Veränderung der
Druckwassersituation zu prüfen. Gut-
achter kamen später zu dem Schluss,
dass sich die Druck- und Grundwas-
sersituation nicht ändere. Ebenso sei
es nicht rechtmäßig, die Pflanzen auf
dem alten Deich abzutragen, das

FRAGEN UND ANTWORTEN: Nach 17 Jahren Planung und Rechtsstreit ist eine Entscheidung zum Hochwasserschutz bei Otterstadt
gefallen: Das Oberverwaltungsgericht in Koblenz hat eine Klage von sieben Landwirten abgewiesen. Damit ist der Weg für den
Neubau des Deichabschnitts zwischen Reffenthal und Kollerstraße frei. Wie wird das Urteil aufgenommen und wie geht es weiter?

Schutzbauwerk zu erhöhen und sie
wieder einzupflanzen.

Die Ortsgemeinde Otterstadt zog
ihre Klage vor rund eineinhalb Jahren
zurück. Nach der Flutkatastrophe im
Ahrtal wird dem Hochwasserschutz
eine andere Bedeutung beigemessen
– auch wenn die Situation am Rhein
nicht mit der im Ahrtal vergleichbar
ist. Eine knappe Mehrheit im Gemein-
derat entschied, nicht mehr gegen die
Pläne des Landes vorzugehen. Die
Landwirte waren somit vor Gericht
auf sich allein gestellt.

Wie lief die Gerichtsverhandlung
ab?
Am Montag fuhren Vertreter der SGD
Süd, fünf der sieben Landwirte sowie
vier Otterstadter Bürger nach Koblenz
zum Oberverwaltungsgericht. In der
mündlichen Verhandlung, die drei
Stunden dauerte, wurden strittige

Punkte noch einmal erörtert. Die Vor-
sitzende Richterin Ulrike Brink und
ihr Stellvertreter Claus-Dieter Schnug
ließen sich nicht in die Karten schau-
en, arbeiteten die gesetzlichen
Grundlagen Punkt für Punkt ab. Am
Nachmittag urteilten sie: Die Klage
der Landwirte wird abgewiesen. Die
Richter halten die Pläne der SGD Süd
für rechtmäßig. Eine Revision vor
dem Bundesverwaltungsgericht, also
der Gang zur nächsthöheren juristi-
schen Instanz, wird nicht zugelassen.

Was sagen die Landwirte?
Die Landwirte sind geknickt. „Es ist
schwer zu sagen, wie es weitergeht“,
heißt es aus deren Reihen. Sie wollen
die schriftliche Urteilsbegründung
abwarten und sich dann mit ihrem
Anwalt besprechen. Laut Gericht ha-
ben die Landwirte die Möglichkeit,
Beschwerde gegen die Nichtzulas-

sung der Revision einzulegen. Ob dies
Erfolg hat, ist unklar. Zumal es auch
eine finanzielle Frage ist, weiter gegen
das Projekt vorzugehen. Das Oberver-
waltungsgericht hat am Ende der
mündlichen Verhandlung den Streit-
wert erhöht, und zwar für jeden Land-
wirt um das Zwölffache. Damit stei-
gen die Gerichts- und Anwaltskosten.

Was sagt die SGD Süd?
Die Landesbehörde begrüßt das Ur-
teil sehr. „Zum einen wird festgestellt,
dass die Struktur- und Genehmi-
gungsdirektion Süd rechtmäßig ge-
handelt hat, und zum anderen be-
steht Rechtsklarheit. Im Hinblick auf
den Hochwasserschutz für die Region
ist das Urteil ebenfalls wichtig“, teilt
eine Sprecherin auf Anfrage mit.

Wie geht es jetzt weiter?
Die Beteiligten warten nun auf die Ur-

teilsbegründung. Wenn die Landwir-
te keine Rechtsmittel einlegen, ist das
Urteil rechts- und der Planfeststel-
lungsbescheid bestandskräftig. Erst
dann forciert die SGD Süd die vorbe-
reitenden Arbeiten für den Deich-
Neubau. Es sollen Grundwassermess-
stellen und Klimastationen errichtet
werden. Außerdem müssen Gesprä-
che mit der Ortsgemeinde und den Ei-
gentümern zur Bereitstellung der er-
forderlichen Grundstücke geführt
werden.

„Mit einem Baubeginn kann aus
heutiger Sicht im Frühjahr/Sommer
2026 gerechnet werden. Es wird mit
einer Bauzeit von rund 1,5 bis zwei
Jahren gerechnet, sodass bis Früh-
jahr/Sommer 2028 der Deichaus- und
-neubau abgeschlossen sein könnte“,
heißt es von der SGD. Die Kosten für
das Bauprojekt wurden mal auf rund
1,6 Millionen Euro geschätzt.

HARTHAUSEN
PWV. Busfahrt zum Weihnachtsmarkt
nach St. Wendel, Sonntag, 15. Dezember.
Abfahrt: 10.30 Uhr, Historischer Tabak-
schuppen. Die weiteren Haltestellen und -
zeiten in Hanhofen, Dudenhofen und
Speyer werden bei Anmeldung bekannt-
gegeben. Anmeldeschluss: Mittwoch, 11.
Dezember, 18 Uhr, 0176 7073 5902. |ell

Ortsgemeinde. Sitzung des Ortsgemein-
derats, Donnerstag, 12. Dezember, 19 Uhr,
Historischer Tabakschuppen. |rhp

LINGENFELD
Elisabethenverein. Mitgliederversamm-
lung, Donnerstag, 12. Dezember, 17.30
Uhr, Pfarrheim Sondernheim. |nti

Initiative „Dirtbike-Bahn“. Um das neue
Freizeitangebot realisieren zu können, fin-
det am Samstag, 14. Dezember, 11 Uhr, ein
Arbeitseinsatz im Gebiet „In der Erle“ statt.
Freiwillige Helfer sind willkommen. Schau-
feln sollen mitgebracht werden. Weitere
Infos erteilt Simon Bachmann, Telefon
0176 43665771. |nti

WALDSEE
Awo. Weihnachtliches Gedächtnistrai-
ning, Mittwoch, 11. Dezember, 14.30 bis
16.30 Uhr, in der protestantischen Kirche
und am Donnerstag, 12. Dezember, 14.30
bis 16.30 Uhr , im Alten Rathaus. |rhp

KREIS GERMERSHEIM
Kreisverwaltung. Behörde und alle Au-
ßenstellen aufgrund einer Dienst- und Per-
sonalversammlung am Donnerstag, 12.
Dezember, bis 13.30 Uhr, geschlossen. |rhp

KURZ NOTIERT

WALDSEE. Unbekannte Täter sind in
ein unbewohntes Wochenendhaus
am Wolfgangsee in Waldsee einge-
brochen. Nach Angaben der Polizei
stahlen die Täter drei Neoprenanzüge
und Angelzubehör im Wert von meh-
reren Hundert Euro. Bei der Spuren-
suche am Tatort stellten die Beamten
fest, dass auch versucht worden war,
in zwei weitere Wochenendhäuser
einzubrechen. Den Tätern gelang es
jedoch nicht, in diese Häuser einzu-
dringen. Die Polizei vermutet, dass al-
le drei Taten im Zusammenhang ste-
hen. Mögliche Zeugen, die Hinweise
zu den Einbrüchen und/oder den Tä-
tern geben können, werden gebeten,
sich unter Telefon 06235 4950 an die
Polizei zu wenden. |rhp

Diebstahl:
Neoprenanzüge
und Angelzubehör

SCHWEGENHEIM. Am Montagmittag
hat ein 65-jähriger Mann aus Schwe-
genheim der Polizei mitgeteilt, dass
in der Straße „Am Bahndamm“ eine
Nikolausfigur aus Holz gestohlen
worden sei. Die Figur ist eine von drei
solchen Nikoläusen, die von dem
Mann im Ortsbereich aufgestellt wor-
den sind. Am Dienstagmorgen melde-
te sich der 65-Jährige dann erneut bei
der Polizei und teilte mit, dass die Fi-
gur unbeschädigt wieder exakt an der
Stelle steht, wo sie vor dem Diebstahl
auch gestanden hat. Die Polizei ver-
mutet, dass es sich um einen vor-
weihnachtlichen Streich von Unbe-
kannten gehandelt hat. |rhp

Nikolaus: Geklaut
und zurückgebracht

20 Cent mehr pro Kubikmeter Frischwasser

VON TIMO NAGEL

VG LINGENFELD/ZEISKAM. „Wir wis-
sen nicht, wie sich der Wasserver-
brauch entwickelt und müssen versu-
chen, einigermaßen kostendeckend
zu arbeiten“, betonte der Vorsitzende
des Zweckverbands, Markus Kropf-
reiter (SPD), angesichts weiterhin ho-
her Kosten. Bei der Verbandsver-
sammlung kündigte er deshalb eine
Preiserhöhung um 20 Cent auf 1,85
Euro je Kubikmeter Frischwasser an.

Werkleiter Rüdiger Butz konkreti-
sierte die schwierigen, sich „erheblich
veränderten wirtschaftlichen Rah-
menbedingungen“: gestiegene Ener-
gie- und Personalkosten sowie höhe-
re Preise bei Materialien und Dienst-
leistungen. Butz betonte, dass sich
der durchschnittliche Wasserver-
brauch von 45,5 Kubikmetern pro
Person und Jahr – das entspricht etwa
127 Liter pro Person und Tag – nicht
endlos steigern lasse. Weil in den
nächsten zwei Jahren nur Baulücken
geschlossen würden oder in zweiter
Reihe gebaut werde, könnten keine
großen zusätzlichen Erlöse generiert
werden. Ein Lichtblick: wenn künftig
Baugebiete aus dem neuen Flächen-
nutzungsplan erschlossen würden.

Der Wasserzweckverband (WZV), der
neben den sechs Ortsgemeinden der
VG Lingenfeld auch Zeiskam mit
Frischwasser versorgt, geht in den
nächsten beiden Jahren von einem
Verbrauch von jeweils 890.000 Ku-
bikmeter aus. Übrigens: 96 Prozent
davon sind Brauchwasser, nur vier
Prozent werden zum Kochen und
Trinken verwendet.

Mit der im einstimmig beschlosse-
nen Wirtschaftsplan einkalkulierten
Preiserhöhung von 20 Cent ergeben
sich Mehreinnahmen von jährlich
178.000 Euro. Wie wirkt sich die
Preiserhöhung aus? Zwei Beispiele:
Für einen Single-Haushalt ergeben
sich monatliche Mehrkosten von 75
Cent. Zwei Erwachsene mit zwei Kin-
dern zahlen 2,25 Euro im Monat

2020 und 2021 hatte der Wasserzweckverband Germersheimer Nordgruppe die
Grundgebühren, 2022 und 2023 die Verbrauchsgebühren erhöht. 2024 blieben
die Preise stabil. Und was erwartet Wasserkunden im kommenden Jahr?

mehr. Trotz Erhöhung: Die prognosti-
zierten Jahresgewinne sind rückläu-
fig – und betragen 2025 24.000 Euro
und 2026 nur noch 18.000 Euro.

2,275 Millionen Euro will der WZV
in den nächsten beiden Jahren inves-
tieren. Um alle Vorhaben umsetzen
zu können, ist eine Kreditaufnahme
von 1,769 Millionen Euro geplant. Zu-
dem können jeweils eine Million Euro
an Kassenkrediten aufgenommen
werden. Ob – und falls ja – in welcher
Höhe Darlehen tatsächlich nötig sind,
ist offen. Die kostenintensivsten In-
vestitionen stehen dagegen fest.
„Höchste Priorität, um einen sicheren
Zugang auf entsprechender Ebene zu
schaffen“, hat für Butz dabei die Sa-
nierung des Wasserturms in Lustadt.
Dort muss für voraussichtlich
500.000 Euro zunächst ein neuer
Treppenturm gebaut, also der Auf-
stieg zu den Wasserkammern erneu-
ert werden, um später auch Sanierun-
gen im Turmkopf ausführen zu kön-
nen. Alle Jahre wieder werden nach
Ablauf der Eichfrist von sechs Jahren
Wasserzähler ausgetauscht: Laut Ly-
dia Wilhelm sollen 2025 insgesamt
1479 Zähler in Lustadt, Zeiskam, Lin-
genfeld und Weingarten turnusge-
mäß gewechselt werden.

Faire Verteilung?
VON TIMO LESZINSKI

DUDENHOFEN. Es ist erst rund ein
halbes Jahr her, dass das Institut für
Sportstättenentwicklung im Ver-
bandsgemeinderat einen Bele-
gungsplan für die Ganerbhalle in
Dudenhofen präsentiert hat, um für
eine gerechte Verteilung der zur Ver-
fügung stehenden Zeitfenster zu
sorgen. Doch in Dudenhofen sind
nicht alle zufrieden mit der Lösung.

Die SPD-Fraktion setzte das Thema
bei der jüngsten Ortsgemeinderats-
sitzung mit einem Antrag auf die Ta-
gesordnung. Der Hintergrund: Im
Winter, wenn mehr Vereine in die
Halle wollen, gebe es Probleme. „Ein
Blick auf den Belegungsplan der Ga-
nerbhalle verdeutlicht, dass zum Bei-
spiel die Handballerinnen und Hand-
baller der Panther Dudenhofen/Schif-
ferstadt drastische Einschnitte in ih-
rem Trainingsbetrieb hinnehmen
müssen“, heißt es im Antrag der SPD.
Diese fordert daher eine „Offenlegung
der Vergabekriterien der Ganerbhal-
le“ und schlägt eine „faire Vergabe
von Hallenzeiten nach einem Wer-
tungskatalog mit Bewertungspunk-
ten vor“. Dabei soll die tatsächliche
Nutzung von Kindermannschaften,
die Mitgliederzahl in den Mannschaf-
ten, mögliche Alternativen und die

Unzufriedenheit mit Belegungsplan der Ganerbhalle
Frage, ob es sich um Leistungsmann-
schaften handelt, eine Rolle spielen.

Beim CDU-Fraktionsvorsitzenden
Rainer Horländer traf der Antrag auf
Unverständnis: Er verwies auf den
Belegungsplan, den das Institut für
Sportstättenentwicklung erst vor ei-
nigen Monaten nach einer Erhebung
der Bedarfe bei den Sportvereinen er-
stellt habe. Beigeordneter Frank Hei-
der (SPD) sah das anders. „Es ist offen-
sichtlich, dass die Erhebung nicht kor-
rekt ist“, sagte er. Die Einteilung sei
willkürlich. Bereits in der Vergangen-
heit hatte es Diskussionen darüber
gegeben, dass auch Vereine aus ande-
ren Gemeinden wie der TuS Heiligen-
stein oder der FV Hanhofen die Halle
in Dudenhofen nutzen. Die Halle ge-
hört dem Rhein-Pfalz-Kreis, die Ver-
bandsgemeinde ist aber auch finanzi-
ell beteiligt. Erster Beigeordneter
Reinhard Burck (Grüne) verwies da-
rauf, dass Römerberg beispielsweise
50 Prozent der Unterhaltungskosten
zahle und dadurch auch einen gewis-
sen Anspruch auf die Nutzung habe.
Die Bürgermeisterin der Verbandsge-
meinde, Silke Schmitt-Makdice (SPD)
ergänzte, dass andere Sporthallen in
der VG den Ortsgemeinden gehörten
und die Ganerbhalle in der Hinsicht
eine Ausnahme sei. Letztlich wurde
entschieden, den Antrag auf Ver-
bandsgemeindeebene zu behandeln.

Diese Äcker bei Otterstadt werden eines Tages von Deichen umgeben sein. Im Hintergrund ist die alte Deichlinie zu
sehen. Der neue Deich soll entlang eines Wiesenwegs (nicht mehr im Bild) errichtet werden. FOTO: LANDRY

Pläne der SGD Süd: Die Variante 1 – der Deich-Neubau entlang des Wiesen-
wegs – kann kommen. Variante 0 wäre der von den Landwirten favorisierte
Ausbau auf der alten Deichlinie gewesen. Die Variante 2 wurde inzwischen
verworfen. FOTO: SGD SÜD

KOMMENTAR

Es trifft wieder die Bauern

Die Landwirte sind die Leidtragenden im Deichstreit von Otterstadt.
Ein Kompromiss ist aufgrund der Rechtslage nicht möglich.

Vorneweg: Beim Deich-Streit geht es
um den Hochwasserschutz, der allen
Beteiligten wichtig ist. Allerdings: „Als
Nicht-Naturschutzrechtler wundert
man sich schon.“ Dieses Zitat von Ulri-
ke Brink, Vorsitzende Richterin am
Oberverwaltungsgericht, fasst alles
zusammen, was es zum Deich-Neu-
bau bei Otterstadt zu sagen gibt.

Das Oberverwaltungsgericht hat
geurteilt, dass die Pläne der Struktur-
und Genehmigungsdirektion (SGD)
Süd rechtmäßig sind. Sie sehen vor,
dass der Abschnitt des Rheinhaupt-
deichs zwischen Reffenthal und Kol-
lerstraßeneugebautwerdensoll, statt
ihnanseinerbisherigenStellezuerhö-
hen. Für diesen Kompromiss haben
sich die Landwirte eingesetzt.

Er kommt aber nicht zum Tragen,
weil auf dem Deichabschnitt Gras
wächst, das – auch wenn man das als
Laie nicht sieht – als so schützenswert
gilt,dassderDeichnichtandieserStel-
leerhöhtwerdendarf,weilesmitdem
Neubau eine Alternative gibt.

Manche nennen das Schildbürger-
streich. Er fußt auf dem Bundesnatur-
schutzgesetz und EU-Recht. Der Buh-
mann ist also nicht die SGD Süd, die
nach Recht und Gesetz handelt, son-
dern der Gesetzgeber. Diese Form von
Naturschutz ist politisch so gewollt.
Die Leidtragenden sind die Landwirte,
dieFlächenverlieren.Siewerdenzwar
finanziell entschädigt, aber mit jedem
Bauprojekt verringert sich die Grund-
lage für ihre Arbeit.
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Urteilte im Deich-Streit: das Ober-
verwaltungsgericht. ARCHIVFOTO: HÄM

Durchschnittlich 127 Liter Wasser werden pro Person und Jahr in den sieben
Gemeinden des Zweckverbands verbraucht. FOTO: LINO MIRGELER/DPA


